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Eigentumswohnung

Die Jahresabrechnung der 
 Wohnungseigentümergemeinschaft
und die Weiterberechnung an den Mieter

Aufgrund der zahlreichen Gerichtsur-
teile (Landgerichte, Bundesgerichtshof 
etc.) in den vergangenen Jahren wurde 
die Jahresabrechnung einer Wohnungs-
eigentümergemeinschaft (WEG) immer 
umfangreicher und komplexer. Die von 
den Gerichten geforderte Transparenz der 
Jahresabrechnungen führte in der Praxis 
oftmals mehr zu Verwirrungen als zur Klar-
stellung. 
Die aus der Vergangenheit bekannte klas-
sische Darstellung der Jahresabrechnung 
mit der Aufteilung von Betriebs-, Heiz- und 
nicht umlagefähigen Kosten sowie der 
geleisteten Vorauszahlungen reicht schon 
lange nicht mehr aus. Die Einzelabrech-
nung an den jeweiligen Eigentümer muss 
auch immer die Gesamtabrechnung der 
WEG enthalten, damit alle Einnahmen und 
Ausgaben der WEG nachvollzogen werden 
können. Dies beinhaltet unter anderem 
auch die Entwicklung der Geldkonten und 
der Instandhaltungsrücklage.
Seit dem Urteil des BGH vom 04.12.2009 
(AZ.: V ZR 44/09) ist der Verwalter einer 
WEG beispielsweise auch noch verpflich-
tet, die Zahlungen der Eigentümer in 
Hausgeld und Zuführung zur Instandhal-
tungsrücklage zu trennen. Dies führt je 
nach Darstellung der Verwalterprogram-
me immer wieder zu Verwirrungen. 
Leistet ein Eigentümer beispielsweise pro 
Monat einen Betrag in Höhe von 250,- € 
(200,- € für Hausgeld und 50,- € für die Zu-
führung zur Instandhaltungsrücklage) so 
müssen diese beiden Beträge vom Verwal-
ter separat aufgeführt und abgerechnet 
werden. Des Weiteren muss eine Soll- und 
eine Ist-Rücklage dargestellt werden. Hier 
soll aufgezeigt werden ob die Rücklage 
voll einbezahlt wurde oder ob Differenzen 
vorhanden sind, welche noch ausgegli-
chen werden müssen.

Abgrenzung führt zu Irritationen

Die Jahresabrechnung der WEG ist eine 
Abrechnung nach dem Zufluss- und Ab-
flussprinzip, in der nur Buchungsabgren-
zungen im Bereich der Heizkosten vor-

genommen werden 
dürfen, da diese an-
sonsten vom Eigentü-
mer nicht nachvollzo-
gen werden können. 
Der WEG-Verwalter 
darf beispielsweise 
die Stromendabrech-
nung des Allgemein-
stroms zum 31.12. ei-
nes Jahres, welche im 
Januar des Folgejah-
res abgerechnet wird, 
nicht abgrenzen, da 
der Zahlungsfluss im 
Folgejahr stattgefunden hat. Dies trifft in 
der Praxis oft auf Unverständnis, da man 
davon ausgeht, dass die gesamten Strom-
kosten in dem Jahr abgerechnet werden, 
in dem sie auch angefallen sind.
Zudem muss der Verwalter den Eigentü-
mern immer den §35a EStG (Haushaltsna-
he Dienstleistungen etc.) ausweisen, damit 
dieser die Kosten bei der Einkommens-
steuererklärung angeben bzw. dem Mieter 
ausweisen kann.

Die Jahresabrechnung sollte eine Er-
läuterung enthalten

Heutzutage ist es für Verwalter das Sinn-
vollste, ihre Buchhaltung auf die soge-
nannte doppelte Buchführung umzustel-
len, um die geforderten Richtlinien der 
Jahresabrechnung einhalten zu können. 
Zudem sollte der Jahresabrechnung im-
mer eine Erläuterung beiliegen, damit sie 
auch tatsächlich nachvollzogen und ver-
standen werden kann. Eigentümer, die 
sich nicht täglich mit der Materie befassen, 
müssen auf die Änderungen aufmerksam 
gemacht werden, zudem müssen die Fach-
ausdrücke erläutert werden.
Es ist dadurch fast schon üblich, dass die 
Jahresabrechnung von professionellen 
Verwaltern 6 – 10 Seiten umfasst, um alle 
Richtlinien einzuhalten.
Eigentümer, die Ihre Wohnung vermietet 
haben, müssen aufgrund der vergangenen 
Rechtsprechungen auch immer mehr dar-

auf achten, was im Mietvertrag vereinbart 
ist und welche Kosten sie auf Ihren Mieter 
umlegen dürfen. Die meisten Verwalter 
geben in der WEG Jahresabrechnung im-
mer den Punkt Betriebskosten (auf den 
Mieter nach Betriebskostenverordnung 
(BetrkV) umlegbar, sofern vereinbart) an. 
Die BetrkV regelt jedoch nur die gängigs-
ten Kosten der Betriebskosten. Kosten wie 
beispielsweise Wartungskosten für Rauch-
melder, Dächer, Lüftungsanlagen, Pum-
pen, Rauchabzugsanlagen etc. sind gemäß 
Nr. 17 der BetrkV nur umlegbar, sofern die-
se ausdrücklich im Mietvertrag oder in ei-
ner Anlage zum Mietvertrag benannt sind. 
Zudem muss auch der Eigentümer seinem 
Mieter den ansetzbaren Anteil gemäß 
§35a EStG angeben und darf diesen nicht 
selbst steuerlich geltend machen. Der Ver-
tragspartner, der die jeweiligen Kosten 
trägt, darf den entsprechenden Anteil ge-
mäß §35a EStG auch in seiner Einkommen-
steuererklärung ansetzen.  
Eigentümer die ihre Wohnung vermieten, 
sind daher gut beraten, wenn sie bei dem 
Mietvertrag und der Nebenkostenabrech-
nung professionelle Unterstützung ihres 
WEG-Verwalters oder der Vermieterver-
bände in Anspruch nehmen.
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